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Mehrere italieniſche Vorſtöße in den Sieben Gemeinden geſcheitert
Das Echo der Note des Grafen. Burian

Amerika ſieht Oeſterreichs Zuſammenbrechen
Eine Folge der öſterreichiſchen Anregung.

Newyork, 15. Sept. (Reuter-Meldung.) Der Ver-
treter der Aſſociated Preß in Waſhington telegraphiert:
Die Anſicht der amtlichen Kreiſe in Waſhington
gegenüber dem öſterreichiſchungariſchen Vorſchlage auf
eine Friedensbeſprechung iſt folgende:

Oeſterreich- Ungarn iſt am Zuſammenbrechen und anſtatt die
geit mit Friedensgeſchwätz zu vergeuden, das ſchlimmer als nutz
los ſein würde, iſt jetzt die rechte Zeit, ſie aufs äußerſte zu treffen.
So lange eine förmliche Beſprechung des öſterreichiſch-ungari-
ſchen Vorſchlages nicht möglich iſt, da der amtliche Wortlaut nicht

eingegangen iſt, ſoll doch von befugter Seite feſtgeſtellt werden,
daß jeder Schritt, der von den Vereinigten Staaten getan werden
zönnte, im Einverſtändnis mit den Alliierten geſchehen wird.
Amtliche Regierungskreiſe laſſen bekannt werden, daß gegenüber
der in der Preſſe erſchienenen Erklärung des öſterreichiſch-ungar-i
ſchen Angebots nur eine Antwort möglich ſei und das ſei der
Schlußſatz aus Wilſons Rede in Baltimore im April. Deshalb
jtt für uns nur eine Antwort hierauf möglich: Gewalt, Gewalt
bis zum äußerſten. Gewalt ohne Veſchränkung und Begrenzung!

„Die Partie iſt verloren“
Bern, 16. Sept. „La Suiſſe“, das bekannte Genfer

Blatt, ſchreibt zur öſterreichiſchen Note:
Es handelt ſich alſo nicht um einen wirklichen Friedens-

vorſchlag, ſondern um eine einfache Anregung. Jmmerhin bietet
die Wiener Geſte ein intereſſantes Symptom. Wie auch die
übrigens leicht zu erratende Antwort der Entente lauten wird,
man kann ſagen, daß dieſe Einladung, ihrer Phraſen entkleidet,
klar bedeutet: „Die Partie iſt verloren“. So erhält der Sieg der
Alliierten zum erſten Mal die offizielle Weihe ihrer Gegner.

„Für den Triumph“
Baſel, 16. Sept. Der Pariſer Korreſpondent der

„Baſeler Nachrichten“ drahtet: Hier faßt man alle Manöver der
Staatsmänner der Mittelmächte als die erwartete Friedens
offenſive auf. Die geſamte franzöſiſche Preſſe lehnt
die Einladung ab, in irgendwelche Verhandlungen einzu-
treten. Man weiß hier fowohl wie auch anderwärts, daß die
Welt den Frieden wünſcht und daß ſie den Frieden nötig hat,
aber man iſt hier der Anſicht, daß der Friede, den die Mittel-
mächte wünſchen, nicht der iſt, deſſen die Welt bedarf. Frank
reich und die Entente haben für den Sieg der Demokratie über
die Autokratie gelitten und ſie werden den Trinmph der Demo
kratie durchzuſetzen wiſſen. Nicht darum handelt es ſich, zu
wiſſen, welche Kriegspartei der Welt zunächſt den Frieden ver-
chafft, ſondern darum, welche einen gerechten und dauerhaften
Frieden bringt. Die Entente iſt überzeugt, daß demokratiſche
Hrundſätze die Welt regieren müſſen und daß nur ein von ihr
ziktierter Friede der Welt endlich Ruhe verſchaffen kann.
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Budapeſt, 16. Sept. Die Blätter beſprechen die Note
des Grafen Burian mit größter Anerkennung, verhehlen ſich
jedoch nicht die Schwierigkeiten, welche dem vollen Erfolge
dieſes Schrittes entgegenſtehen.

Die Wiener Note an den Papſt
Wien, 16. Sept. Der Miniſter des Aeußeren hat an den

apoſtoliſchen Nuntius Monſignore Valfro di Bonza am
14. d. M. eine Note gerichtet, in deren deutſcher Ueberſetzung es
n. a. heißt: Die k. u. k. Regierunn, von dem Geiſte der Verſöhn
lichkeit geleitet, der ſchon in ihrer Note vom 12. Dezember 1916
zum Ausdruck kam, hat beſchloſſen an alle kriegführenden Stauten
heranzutreten und ſie einzuladen, durch einen vertraulichen und
unverbrüchlichen Gedankenaustauſch einen für alle Teile ehren-
vollen Frieden die Wege zu öffnen. Jch bitte Eure Exzellenz,
den Text der Note Sr. Heiligkeit unterbreiten zu wollen.

Der Zuſammentritt des Hauptausſchuſſes
des Reichstages

Berlin, 17. Sept. Entgegen der urſprünglichen Verein-
barung der interfraktionellen Ausſchüſſe, ſchreibt die „V. Z.“,
tritt der Hauptausſchuß des Reichstages erſt am

September zuſammen. Jnzwiſchen werden die Beſprechungen
der Mehrheitsparteien untereinander, der einzelnen Parteien,
der Parteien mit der Regierung weitergehen, obgleich der inter
fraktionelle Ausſchuß zunächſt geſtern ſeine Veratungen, als ab
geſchloſſen bezeichnete. Beſondere Bedeutung mißt man in
zolitiſchen Kreiſen ferner einer Beſprechung bei, die der Führer
der Nationalliberalen Dr. Streſemann geſtern nachmittag
mit dem Zentrumsführer Groeber gehabt hat. Die national
liberale Fraktion tritt heute vormittag zu einer Beſprechung der
Lage zuſammen, und es liegt nahe, anzunehmen, daß die Kon
ferenzen ihrer Führer die Grundlagen der Beratungen bilden
verden. Heute nachmittag verſammelt ſich auch der geſchäfts-
führende Ausſchuß der nationalliberalen Partei. Dieſe national
überalen Beſprechungen werden ſich u. a. mit der Frage befaſſen,
eine Beteiligung der Fraktion an den interfraktionellen Mehr
eitsparteien Beſprechungen erſtrebt werden ſoll.

Abendbericht des Großen Hauptquartiers
Berlin, 16. Sept. abends. (Amtlich.) Erneute

Angriffe des Feindes zwiſchen Ailette und Aisne ſind
im großen geſcheitert.

Berichtigung zum geſtrigen Heeresbericht. Jm Heeres
bericht muß es richtig heißen: Fresmes, Rember-
court und Rappes.

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht
Wien, 16. Sept. Amtlich wird verlautbart:
Bei Mori und auf dem Monte Cimone wurden feind

liche Patrouillen abgewieſen. Jn den Sieben Gemein-
den ſcheiterten mehrere italieniſche Vorſtöße. Jm Brenta-
tal ſge cſee der Feind unſere Feldwachen-Linien etwas
zurück.

Jm Albaniſchen Küſtengebiet verſuchten die Jta-
liener vergeblich uns den Raumgewinn der letzten Tage
wieder zu entreißen.

Der Chef des Generalſtabes.
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Empfang beim Kanzler
Berlin, 16. Sept. Die Nordd. Allg. Ztg. meldet: Der

Reichskanzler empfing heute vormittag den Reichstags
ab geordneten Grafen Weſtarp und darauf den Reichs
tagsabgeordneten Dr. Streſemann, ſpäter Staats
ſekretär Wallraf, Graf Roedern und von Hintze.

Zuſammentritt des Haushaltsausſchuſſes
Berlin, 16. Sept. Der Haushaltsausſchuß des

Reichstags tritt am Dienstag, den 24. Sept., vormittags
10 Uhr, zuſammen.

Solf in Sofia
Sofia, 16. Sept. („Agence Bulgare“.)

Dr. Solf hatte geſtern eine lange Unterredung mit dem
Miniſterpräſidenten Malinow. Heute beſuchte er den
Miniſterpräſidenten von neuem und darauf den Finanzminiſter
Liaptſcheff. Nachmittags wird der Staatsſekretär im Schloß
empfangen.

Die erſte Phaſe des Wirtſchaftskrieges
Bern, 16. Sept. Das „Berner Jntelligenzblatt“ mel-

det: Die Kündigung des ſchweizeriſch- franzöſiſchen Handels
vertrages durch die franzöſiſche Regierung könne als die
erſte Phaſe des Wirtſchaftskrieges nach dem
Kriege angeſehen werden. Nach dem „Pariſer Journal“
wird Frankreich ſämtliche mit anderen Ländern einge-
gangene Handelsverträge, 52 an der Zahl, ebenfalls kün-
digen. Das Blatt kommentiert dieſe Maßnahme. Jhr
Zweck ſei, in der Behandlung der Handelsbeziehungen zum
Auslande drei Kategorien zu ſchaffen: feindliche, neutrale
und freundliche.

Staatsſekretär

Die Gewaltherrſchaft in Petersburg
Stockholm, 16. Sept. „Svenska Dagbladet“ meldet:

Ausſagen von Augenzeugen, die aus Petersburg zurückgekehrt
ſind, beſtätigen die Angaben über den dort herrſchenden Terror.
Offisiere, Geſchäftsleute, Profeſſoren, Künſtler wurden in
Maſſen verhaftet, beſonders verfolgt man Offiziere jeder Natio-
nalität. Täglich finden Hausdurchſuchungen ſtatt, wobei Lebens-
mittel und Weine beſchlagnahmt werden und zahlreiche
Hinrichtungen ſtattfinden. Die Lebensmittelpreiſe ſind
unerhört. Petersburg zu verluſſen, iſt ſehr ſchwer. Nur zehn
Perſonen wird täglich geſtattet, von Petersburg über die Grenze
zu fahren.

Bolſchewiſtiſche Erfolge
Kiew, 16. Sept. Der Vorſtoß der Volſchewiki weſtlich

Zarizyn dauert an. Auf den anderen Fronten finden für die
Koſaken günſtige Kämpfe ſtatt. Die Freiwilligenarmee beſetzte
Tuapſe. Jn den Nayons Arnunvir, Gulkewitſch und Stawropol
fanden erfolgreiche Kämpfe ſtatt. Die letzten Nachrichten melden
die Einnahme von Maikoſp. Das Kommando der Freiwilligen-
armee hat die Ausweiſung Suworins, des Herausgebers der
„Wetſchernie Wremja“, aus dem Gebiet der Armee angeordnet.

Vorbereitungen zum Königsempfang
Helſingfors, 16. Sept. Um Prinz Friedrich Karl

Unterricht im Finniſchen zu erteilen, reiſt Dozent Dr. Holm
nach Deutſchland ab. Sein Aufenthalt wird auf vier bis ſechs
Wochen berechnet.

Die Herrenhauskommiſſion
gegen den Vizekanzler

Der Stellvertreter des Reichskanzlers, Herr von
Payer, hat es für angebracht gehalten, in einer Rede in
Stuttgart außer vielen anderen Dingen auch die preußiſche
Wahlrechtsfrage zu behandeln. Daß dies ein ſüddeutſcher
Abgeordneter in einer nichtpreußiſchen Hauptſtadt gerade
während der entſcheidenden Beratungen im Wahlrechtsaus-
ſchuß des Herrenhauſes tat, mußte das allergrößte und in
Preußen peinlichſte Aufſehen erregen. Was würde ſich
wohl nicht nur in dem betreffenden Bundesſtaate, ſondern
auch in der geſamten Demokratie für ein Sturm erheben,
wenn über eine gleiche württembergiſche oder bayeriſche
Angelegenheit von entſprechender preußiſcher Seite eine
derartige Einmiſchung erfolgte. Jn Preußen iſt man aller-
dings ſorglich darauf bedacht, die Gefühle der anderen
Bundesſtaaten zu ſchonen und zu achten; dahingegen hat
man die Formel erfunden, die auch unſere amtlichen Ver-
treter kursfähig gemacht haben, die preußiſche Wahlrechts-
vorlage ſei nicht mehr eine preußiſche, ſondern eine „emi-
nent deutſche Angelegenheit“. Selbſt wenn man das bis zu
gewiſſem Grade zugeben will, ſo darf es doch nicht ein Frei-
brief für außerpreußiſche Politiker ſein, jede Zurückhal-
tung aufzugeben und ſich in unzuläſſigen Ausfällen gegen
die zuſtändigen preußiſchen Stellen zu ergehen. Als
vollends ungehörig muß es zurückgewieſen werden, wenn
man von außerhalb Preußens aus den Verſuch macht, einen
Druck in dieſer Beziehung auszuüben. Tut dies aber gar
der Vizekanzler, von dem man annehmen ſollte, daß er
jedes Wort dabei in Uebereinſtimmung mit dem Kanzler
und preußiſchen Miniſterpräſidenten auf die Goldwage
gelegt hat, ſo muß das geradezu als eine Gefahr für die
Regierung bezeichnet werden.

Herr v. Payer hat bereits früher, als er ſeine Perſon
auftrumpfend in die Wagſchale warf, um eine Beein-
fluſſung in der preußiſchen Wahlrechtsfrage auszuüben,
aus dem preußiſchen Landtage zu hören bekommen, daß
man ſich ſolche Einmiſchung entſchieden verbitte. Er hat
ſich dadurch nicht belehren laſſen, ſondern jetzt in Stuttgart
noch derber in dieſelbe Kerbe gehauen, indem er äußerte:
von der Entſcheidung der preußiſchen Wahlrechtsfrage
„hänge auch das größere und geringere Maß von Vertrauen
ab, das die Bevölkerung nicht bloß der preußiſchen, ſondern
auch der Reichsregierung entgegenbringe Ein wei
teres Hinausſchieben der Entſcheidung ſei nicht angängig“.
Jm übrigen, ſo entſchied Herr v. Payer, „kann meines Da-
fürhaltens die Entſcheidung der preußiſchen
Regierung als getroffen angenommen werden:
geht nicht aus der Kommiſſion des Herrenhauſes das
gleiche Wahlrecht hervor, wird ſie auflöſen.“ Dieſe Worte,
vom Vizekanzler in einer öffentlichen Verſammlung vor
zahlreichen Miniſtern und ſonſtigen amtlichen Perſönlich-
keiten geäußert und vom halbamtlichen Draht ausführlichſt
verbreitet, haben nicht verfehlt, in der Herrenhauskom-
miſſion, an deren Adreſſe ſie gerichtet waren, eine gebüh-
rende Antwort auszulöſen. Man erfährt über die Sitzun-
gen dieſes Wahlrechtsausſchuſſes nur, was amtlich darüber
zur Berichterſtattung freigegeben wird. Jm vorliegenden
Falle iſt das ſehr zu bedauern. Nachdem die Rede des Vize-
kanzlers im Wortlaut verbreitet iſt, wäre es angebracht, daß
das auch mit den Entgegnungen geſchähe, die in der
Herenhaus kommiſſion „von verſchiedenen Seiten“ erfolgt
ſind. Man erfährt bisher nur, daß „vor Eintritt in die
Tagesordnung der Vorſitzende nachdrücklich
Ver wahrung dagegen einlegte, daß auf die Ent-
ſchließungen der Kommiſſion unzuläſſiger- und
unberechtigterweiſe ein Druck ausgeübt
werde:; er frage, ob die von Herrn v. Payer gemachten An
gaben hinſichtlich des von dem Königlich Preußiſchen
Staatsminiſterium Sr. Majeſtät dem König gegebenen
Rates, das Abgeordnetenhaus aufzulöſen, wenn die Kom-
miſſionsberatungen im Herrenhauſe die Staatsregierung
nicht befriedigten, zuträfen. Eine Einmiſchung des Reiches
oder anderer Bundesſtaaten in innerpreußiſche Angelegen-
heiten ſei unzuläſſig.“

Die Lage der Regierung iſt ſelbſtverſtändlich nun un
gemein ſchwierig. Die Ausführungen des Vizekanzlers
laſſen ſich nicht aus der Welt ſchaffen, und die Regierung
kann ihn auch nicht gut abſchütteln, da ſie damit zugleich
den Kanzler preisgäbe. Denn es ſollte, wie geſagt, unmög-
lich ſein, daß der Stellvertreter des Kanzlers derartige
Aeußerungen in die Welt ſetzt, ohne ſich mit dem Kanzler
und preußiſchen Miniſterpräſidenten zuvor genau ins Ein
vernehmen geſetzt zu haben. Der Vizepräſident des Staats
miniſteriums gab denn eine Erklärung ab, die in jyrer
Gewundenheit durchaus nicht befriedigen kann. Er ver
ſicherte zwar, daß keine neuen Beſchlüſſe des Staatsmini-
ſteriums vorlägen, und ſprach von dem Geiſt der Verſtändi
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Unter dem

ung, der die weiteren Beratungen leiten mögemöge. Man kana b n des Eindrucks erwehren, durch die v. Paverſche
ſei die Angelegenheit noch mehr verfahren worden.

Und es wird dadurch zugleich im größten deutſchen Bundes
ſtaate, auf den es doch wohl auch noch ankommt, das Gefühl

der gegenwärtige Zuſtand in der Regierung
für Preußen unerträglich iſt.

Empfehlung einer gefährlichen Politik
Reichstagsabg. Dr. Böhme hat ſich bek ianntlich ſeitans für die Sendiraliſeun peergerg Zeage e
und mit Hilfe der Sozialdemokratie die Lawine des unheil

7 Wahlrechtsſtreits je t während des Krieges ins Rollen ge
re Er w jetzt keine Ruhe zur Anbahnung einer Ver
ſtän iqung laſſen ondern möchte die Regierung ſelbſt gegen
e illen zur übereilten Auflöſung des Abgeordnetenhauſes
i en. Jn dieſer Forderung gipfelte auch ein Vortrag, den er
ieſer Tage in ſeinem Wahlktreiſe, in Gardelegen, hie Vor

v aber putſchte und hetzte er dabei gegen die Amts
blätter und gegen die Verwaltungsbeamten in einer
Weiſe, die unbegreiflich iſt bei einem Volksvertreter und oben-
drein bei einem, der ſich liberal nennt. Mit einem ſchon gerade
zu bolſchewiſtiſchen Terrorismus möchte Dr. Böhme alles gemaß
regelt ſehen, was ihm in ſeinem Wahlkreiſe unbequem iſt, das
Jeißt, beileibe nicht etwa die ſozialdemokratiſchen Elemente, ſon
dern i die konſervativen. Und dabei ſoll die Regierung
ihm unter ebrauch oder Mißbrauch ihrer Machtmittel Hand

leiſten! Nach dem ihm naheſtehenden Blatt Der
l irkeg erklärte Dr. Böhme öffentlich: „Wir müſſen ver
angen, daß die amtliche Preſſe, beſonders die Kreisblätter, die
Politik der Regierung verfolgt. Die Regierung muß ihren
ganzen Einfluß auf die Landräte und Regierungspräſidenten ausüben, daß die Kreisblätter nicht konſer
vative und ſchwerinduſtrielle Politik machen und gegen das gleicheWahlrecht vom Leder ziehen. Der amtliche r treibt
eine Politik, die der Regierung werden kann.“ Abg.
Böhme rühmte dann, daß er das Stendaler Kreisblatt, deſſen
Haltung ihm mißfällt, beim Miniſter des Jnnern denunzthabe und sies auch weiter tun werde, und fähe dann fort: eilte

ein Wandel nicht eintreten, e werde an anderer Stelle ein ernſtes
Wort geredet werden müſſen. Wenn Landräte, Regie

rungspräſidenten und Amtsblätter die Politik derRegierung nicht machen wollen, müſſen ſieeben fliegen.“
Einfluß dieſer Brandrede nahm die Verſammlung

Miniſterium des
ſchrei der

i e k ichnet ja lediglich dienn iung ze glich die Zuſammen

k

Landtagskommiſſion erklärt, es
ſtändlich unbenommen, ihrer U ugung Ausdruck zu geben,
auch wenn ſie fich damit in Widerſpruch zur Regierung ſtellten.
Die Forderung den Kreisblättern ſolle verboten werden, kon
ſervative Politik zu treiben, und Maßregelung drohen, wenn ſie
nicht mit der augenblicklichen Regierung durch dick und dünn
gehen, verrät zwar die wahre Geſinnung der Demokratiſierungs-
politiker in r vollen Unduldſamkeit und Brutalität, iſt doch
aber kaum noch ernſt zu nehmen. Weiß Dr. Böhme nicht, daß es
neben konſervativen Kreisblättern auch nationalliberale und
ſelbſt freiſinnige, ferner ſolche des Zentrums gibt? Sollen die
alle gezwungen fein, ſtets Regierungspolitik „mit aller
Energie mitzumachen? Will Herr Böhme vielleicht die Regie-
rung auch beiſpielsweiſe gegen die betreffenden Zentrumsblätter
ſcharf machen Und wie ſtellt er ſich das „Fliegen“ vor? Die
Kreisblätter gehören wohl faſt ausnahmslos Privatbeſitzern, und
bei deren Verhältnis zur Regierung iſt dieſe der empfangende,
der Zeitungsbefitzer der gebende Teil. Der Nutzen der Blätter iſt
oft durchaus imcginär., die Regierung hingegen bedarf der Kreis-
blätter ſehr. es das ſcheint Dr. Böhme unbekannt zu ſein,
wenn er glaubt, es bedürfe nur einer Denunziation, um die ge-
n Kreisblattpreſſe gefügig zu machen, wie einen dreſſierten
Hund.

Und vollends die Verwaltungsbeamten! Glaubt Dr. Böhme
wirklich, die Regierungspräſidenten, Landräte uſw. müßten und
würden nach dem jeweiligen Regierungskurs einſchwenken wie
Rekruten? Zumal, wenn die augenblickliche Regierungspolitik
im ſchreiendſten Widerſpruch zu der geſamten bisherigen preußi-
ſchen Ueberlieferung ſteht? Regierungen kommen und gehen in
unſeren Tagen oft ſchnell. Mancher der Beamten aber iſt ſeit
zwanzig, dreißig Jahren im Amte und hat ſtets nach dem Willen
der Regierung gegen die Demokratiſierung des preußiſchen Wahl
rechts gearbeitet. Soll er nun mit einmal gegen ſeine Ueber-
zeugung wirken, weil es dieſer Regierung beikommt, uns ein
Wahlrecht aufzudrängen, von dem noch im Jahre 1914 Miniſter
präſident v. Bekhmann Hollweg betonte, daß es die innere
Struktur Preußens zerſtören und deſſen geſchichtlichem Beruf zu
widerlaufen würde! Kann und darf das eine Regierung von
ihren Beamten verlangen? Der wandlungsreiche Dr. Böhme
würde da vielleicht mitmachen; aber nicht jeder iſt ſo vielſeitig
wie er. Würde die Regierung nicht Gefahr laufen, gerade die
beſten, tüchtigften Kräfte zu verlieren und künftig mit Draht-
puppen und Liebedienern wirtſchaften zu müſſen, wie wir es in
den Ländern der Demokratie, Nordamerika und Frankreich, mit
ihrem korrumpierenden Präfekturſyſtem ſehen. Ein ſehr ge-
fährlicher Weg iſt es, den Dr. Böhme ihr da weiſen möchte. Eine
hedenkliche Politik, die ſie einſchlagen ſoll. Damit wären der
Miniſterſeſſel des Herrn Drews und das Mandat Dr. Böhmes
doch zu teuer bezahlt!

Eine plumpe Lüge
Berlin, 15. Sept. Wie Havas aus Kopenhagen meldet,

erklärte ein deſertierter deutſcher Matroſe, der von einer
t-Bootsflottille aus Emden unter dem Kommando des
orvettenkapitäns Krauſe ſtammt, daß das holländiſche
Soſpitalſchiff „Koningin Regentes“ von dem
U-Boot 86, welches ſeinen Stützpunkt in Emden hatte,
m 6. Juni 1918 torpediert worden ſei. Das UBoot
wurde kommandiert von dem Leutnant zweiter Klaſſe
Patig.Wie plump unſere Gegner ſolche Nachrichten er
ſinden, iſt in dieſem Falle beſonders deutlich zu erkennen,
da. „U. 86“ ſowie der genannte Offizier von Ende Mai bis
Mitte Juni ſich im Hafen befunden haben.

Der Luftangriff auf Paris
Paris, 16. Sept. (Havas.) Der amtliche Bericht meldet

u. a.: Heute nacht überflogen mehrere feindliche Flug
geſchwader die Bannmeile von Paris. Sie wurden bei
ihror Ankunft gemeldet und von unſeren Wachpoſten verfolgt.
Sie waren das Ziel eines beſonderen heftigen Sperrfeuers.
Mehrfache Bombenabwürfe wurden gemeldet. Es gab einige
Opfer und Sachſchaden.

Amel Ferry
Paris, 16. Sept. Havas. Der Abgeordnete Amel

Ferry iſt am Sonntag in dem Feldlazarett geſtorben, wo
nmernflegt ward

Engliſche Schlaffheit
deutſche Rührigkeit

Ein Beitrag zur Geſchichte der Kriegs
du Wo gründe.In einem ich erſchienenen Leitaufſatz der „MornitPoſt“ über die Frage, wie der deutſche Einfluß aus dem t

ſchen Wirtſchaftsleben am beſten ausgeſchaltet werden kann, heißt
es u. a.: „Aber wie ſollen wir dieſe Einflüſſe (die deutſchen) los
werden Wir müſſen del und Induſtrie beſſer organiſieren.
Die Schwachheit und Schlaffheit unſerer eigenen nationalen und
n Organiſation iſt es, die den fremden Bagillus zuläßt. ie es um dieſen „Bazillus“ in Wirklichkeit ſteht, davon
gibt z. B. der Balkanhandel ein treffliches Bild. Hierüber ent
hält die in den Mittelmeerländern viel geleſene enguſß Wochen
ſchrift „The Near Eaſt“ in ihrer Nummer vom 24. April 1914
(S. 803, Sp. 6) folgende achtung: „Jch verzeichne, daß
einige der alten Anklagen gegen engliſche Firmen beſtändig
wiederholt werden. Jm Balkanhandel erweiſen ſie ſich als wenig
unternehmungsluſtig und zeigen Mangel an Energie. Sie
ſcheinen die lokale Praxis langen Kredits nicht zu kennen und

mit den Bedürfniſſen des lokalen Marktes nicht vertraut.
ögen dieſe Allegations wahr ſein oder nicht, ſicher iſt, daß viel

zu wenig engliſche Firmen ihre Reiſenden nach Serbien, Bul
garien, nach Griechenland ſenden Weiter läßt fich die
gleiche Zeitſchrift vom 17. April 1914 (S. 772, Sp. 2) wörtlich
folgendermaßen vernehmen: Bezugnehmend auf die modernen

ſchen Fabrikanlagen, die erhalb der letzten Jahre in
en Jnduſtriegebieten Griechenlands aufgeſchloſſen find, ſagt ein

Korreſpondent der „Financial News“, daß dabei für einen Eng
länder ein Haar in der Suppe iſt, weil nämlich „mit alleiniger
Ausnahme der Keſſel, die ſämtlich von einer bekannten engliſchen
ger bezogen wurden, die ganze Maſchineneinrichtung in allen

abriken aus Deutſchland ſtammte“. Der Grund iſt einem
griechiſchen Leiter zufolge der: „Deutſche Agenten beſuchen uns
täglich; ſie ſtudieren unſere Erforderniſſe und geben genau das,
was wir brauchen. Sie überſchwemmen uns mit Katalogen zu
frangzöſiſch oder deutſch in nicht ſeltenen Fällen ſogar au
griechiſch. Die Preiſe ſind ausnahmslos mit Lieferung für Athen
berechnet. Gewicht und Preis ſind in metriſchem Syſtem ge-
geben, ſo daß wir bis auf den Lepta berechnen können, wieviel
wir zu zahlen haben, und das beſte iſt, die Stücke werden zu
leichten Bedingungen geliefert, zahlbar in 3, 6, 9, ſogar 12
Monaten. Engliſche Firmen beſtehen aber meiſt auf Kaſſe gegen
Papiere, dann ſind die Lokalagenten deutſcher Firmen viel aus-
dauernder als Engländer

An anderer Stelle hebt der „Near Eaſt“ (vom 15. Mai 1914)
„die Rührigkeit der Deutſchen“ und den „Rückhalt jeder Art, den
ihnen die deutſche Regierung bieten kann“ bervor. So iſt es
denn kein Wunder, daß wir in unſerer Entwicklung Englands
Handel nahekamen und ihn bereits überflügelten, wie es im
Levantegeſchäft geſchah. Die Statiſtiken der drei Balkanſtaaten
Bulgarien, Serbien und Rumänien zeigen nämlich das über
raſchende Ergebnis daß von dem Jmport dieſer Länder im Jahre
1902 für 95,5 Millionen Franken Waren aus Deutſchland, für
75,4 Millionen Franken aus England ſtammten, während ſchon
im Jahre 1908 die engliſche Einfuhr mit 98,8 Millionen hinter
dem deutſchen Jmport im Werte von 183 Millionen Franken
weiter in Rückſtand geraten war.

Unbeugſamer Energie und eiſernem Fleiße hat Deutſchland
ſeinen erfolgreichen Wettbewerb auf dem Weltmarkte zu ver
danken. Drüben aber, in England, war man verweichlicht und
bequem geworden, wobei noch die ſchon an ſich überlegene wiſſen
ſchaftliche Begabung und das glänzende Organiſationstalent des
Deutſchen in Rechnung zu ſetzen ſind. Man beſchränkte ſich jen
ſeits des Kanals darauf, das Feuer zu ſchüren und Ränke c
erſinnen. Aus Neid hat England Haß geſät, und je näher ch
dieſes gewaltige Ringen ſeinem Ende zuneigt, um ſo mehr
müſſen wir uns dieſe Tatſache ins Gedächtnis rufen, um den
Abſichten des Anſtifters in dieſem Weltenbrande und dem mit
Energie von England ins Werk geſetzten Wirtſchaftskriege beim
Friedensſchluſſe wirkſam zu begegnen. Nur dann werden wir
verhindern, daß England im Kampf gegen den verhaßten deut-
ſchen „Bazillus Sieger wird, und daß man unſerm um ſein
Daſein ringenden Volke Licht und Luft zum Leben und die
Früchte ſeiner harten Arbeit nimmt.

Der neue holländiſche Marineminiſter
Haag, 16. Sept. KorreſpondenzBüro meldet, daß die Er-

nennung des Vizeadmirals Naudinten Cate zum Marineminiſter
heute zu erwarten iſt und daß der Miniſter noch heute abend ver
eidigt werden wird.

Türkiſcher Heeresbericht
Konſtantinopel, 15. Sept. Tagesbericht.
Paläſtinafront: Am Küſtenabſchnitt geringe Ar

tillerietätigkeit. Feindliche Erkundungsvorſtöße wurden von
uns abgewieſen. Geſteigerte Geſechtstätigkeit beiderſeits der
Straße Jeruſalem--Nabulus. Unſere Stellungen öſtlich der
Straße lagen unter ſtarkem Artilleriefeuer. Wir bekämpfen die
feindlichen Batterien bei Et Tell und vertrieben vorfühlende
Aufklärungs- Abteilungen des Gegners. Jm Jordantal Ar
tilleriekämpfe bei reger Fliegertätigkeit.

Afrikaniſche Front: Jn den letzten Auguſttagen
ſcheiterten wiederholte Ausfallverſuche der Jtaliener
aus den Küſtenplätzen von Tripolis und Homs. Erfolgreiche
Patrouillenunternehmungen führten uns bis an die feindlichen
Stellungen. Jn Tunis überfielen wir eine Kamelkolonne
und erbeuteten 100 Kamele, einige Pferde und Waffen. Auf den
übrigen Fronten keine Ereigniſſe von Bedeutung.

Bulgariſcher Heeresbericht
Sofia, 15. Sept. Heeresbericht vom 14. September.
Mazedoniſche Front: Im oberen Skumbital zer-ſtreuten unſere Poſten feindliche Erkundungs Abteilungen. Auf

der ganzen Front vom Preſpaſee bis zum Wardar erhöhte
Feuertätigkeit. Weſtlich und nördlich von Bitolig wurden
mehrere feindliche Kompagnien, die ſich unſeren Gräben nach
heftiger Artillerievorbereitung zu nähern verſuchten, durch
Feuer zerſtört. Jm Cernabogen beiderſeitiges heftiges
Artilleriefeuer. Südöſtlich von Gradonitza und am
Dobropolje griff der Feind nach langer Artillerievorbereitung
unſere vorgeſchobenen Gräben zweimal mit beträchtlicher Kraft
an, wurde aber blutig zurückgewieſen. Von Huma bis
Gewgheli lange Feuerwirbel der Artillerie beider Teile. Oeſt
lich vom Wardar und am Doiranſee warden engliſche Sturm-
abteilungen durch Feuer zerſtrent.

LLASO

Engliſches Flugzeug in Holland
Vliſſingen, 16. Sept. Geſtern landete in der Nähe von

Vliſſingen ein engliſches Flugzeug. Die Flieger werden inter
niert. Ein zweites Flugzeug iſt auf der Schelde nieder
gegangen.

Portugieſiſche Sklaven
Liſſabon, 16. Sept. Die portugieſiſche Regierung hat

dem Anſuchen des Generals Perſhing um portugieſiſche
Arbeiter ſtattgegeben, die dem amerikaniſchen Heere zugeteilt
werden ſollen, damit amerikaniſche Soldaten, jetzt zu Arbeiten
hinter der Front verwendet werden, für die Front freikommen.
Mehrere Tauſend portugieſiſche Arbeiter werden demnächſt nach
Trankreich abgehen
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Provinz Sachſen und Umgebung

Beileid des Kaiſers
Deſſau, 16. Sept. Der Kaiſer richtete aus dem

Großen Hauptquartier anläßlich des ehe n des Her
zogs Eduard das nachſtehende Beileidstelegramm an den
Prinzregenten Aribert:

Die Nachricht von dem allzu frühen Hinfſcheiden deines lieben
Bruders des Herzogs Eduard hat mich tief erſchüttert. Hatte ich
doch feſt gehofft, daß er nach den erfolgten Operationen von ſeiner
tückiſchen Erkrankung bald geneſen würde. Der Allmächtige hat
es anders beſtimmt! An dem erneut ſchweren Verluſte, den das
Herzogliche Haus und die Anhaltiſchen Lande damit erlitten haben
nehme ich den herzlichſten und aufrichtigſten Anteil und ich bitte
Dich, dies auch dem jungen Herzog Joachim Ernſt und allen Mit-
gliedern des Herzoglichen Hauſes zum Ausdruck bringen zu
wollen. Jch bin bei Euch im treuen Gedenken.“ Wilhelm.

Die Ueberführung der irdiſchen Hülle des Herzogs
Eduard von Berchtesgaden nach Deſſau und die Aufbah-
rung in der hiefigen Schloßkirche findet vorausſichtlich am
S den 20. September, die feierliche Beiſetzung am
ſt nabend, den 21. September, in der Auferſtehungskapelle

att.

Die Todesbrücke
Aus Greiz ſchreibt man uns: Der Todesſprung23jährigen Münchener Studentin Hofmann, die von v

ſtammte, iſt bereits der dritte in dieſem Jahre, der von der
68 Meter hohen Elſtertalbrücke bei Jocketa ausgeführt
wurde. Lange Zeit war die Friedrich Auguſtbrücke in Plauen
das letzte Ziel verzweifelnder Menſchenkinder. Mit Rückſicht auf
die Gefahr für die unter dieſer Brücke durchgehenden Paſſanten
hat man indeß vor Jahren eine Fangvorrichtung angebracht
durch die ein Abſprung unmöglich gen iſt. Die Folge da
von iſt, daß nun die beiden Rieſenbrücken im romantiſchſchönen
Göltzſch- und Elſtertal wieder der Schauplatz des letzten grau-
ſigen Entſchluſſes der Lebensmüden geworden ſind. Die Zahl

der e er dürfte bei beiden Brücken mit 60 nicht zu hoch
angegeben ſein. Doch nicht in jedem Falle hat der
die gähnende Tiefe zum erwarteten Ziele geführt. Jn zwei
Fällen ſind die Abgeſprungenen am Leben geblieben. Ein junges
Mädchen, das von der höchſten Stelle der 78 Meter hohen
Göltzſchtalbrücke abſprang, fiel in die Göltzſch und kam mit ge
e gen Rippenquetſchungen davon und ein anderes junges
Mädchen, das vor einigen Monaten von der Elſtertalbrücke ab
ſprang, blieb vollkommen unverletzt. In beiden Fällen hatten
die Kleider beim Niederſauſen wie ein Fallſchirm gewirkt und
die Wucht des Aufſchlagens abgeſchwächt. Um dieſem Zufall
vorzubeugen, hatte die am Mittwoch w. Studentin
auf der Brücke die Oberkleider abgelegt. re Familie ſteht vor
einem Rätſel, da nichts einen ſo furchtbaren Entſchluß ahnen
Jieß, als ſie hier die Univerſitätsferien verlebte; ihr verſtorbener
Vater war in Greiz Landgerichtspräſident.

Anuszeichnungen.

Es wurde verliehen das Großherzoglich Sächſiſche Ehren-
kreuz für Heimatverdienſte dem Eiſenbahnverkehrskontrolleur
Kähling in Weimar, das rin ren des Herzoglich
Sachſen Erneſtiniſchen Hausordens dem iſenbahnbetriebs-
ſekretär Schmidt in Gotha, das Herzoglich Anhaltiniſche
Friedrichs Kreuz am grünen Bande dem Eiſenbahnlokomotib-
führer Oſtwald in Cöthen, die Goldene Verdienſtmedaille
des Herzoglich Sachſen-Erneſtiniſchen Hausordens dem Eiſen
bahnlokomotivführer Hentſchel in Gotha.

K. Bitterfeld, 14. Sept. (Kriegsbeſchädigte und
Kreiskriegerverband.) Der letzte Abgeordnetentag des
Kreiskriegerverbandes war im April 1914 abgehalten worden,
während man in der Kriegszeit bisher von der Einberufung
eines ſolchen abgeſehen hatte. Jetzt fand nun ein ſolcher unter
dem Vorſitz des Bürgermeiſters und Hauptmann d. L. Romeiß,
Gräfenhainichen hier ſtatt. Der Feier des 25jährigen Beſtehens
des Verbandes hatte die lange Dauer des Krieges enge Grenzen
gezogen. Vertreten waren von 66 zum Verbande e Ver
einen 44. Dem Verbande gehören etwa 4000 Mitglieder an.
Das Verbandsvermögen beträgt 3025 Mk. Während der Kriegs-
zeit ſollen Neuwahlen nicht vorgenommen werden. Eine aus-
gedehnte Beſprechung rief der Punkt: Aufgaben der
Kriegervereine in der Kriegsbeſchädigten-
Fürſorge hervor. Es wurde beſchloſſen, den Verein der
Kriegsbeſchädigten zu Bitterfeld in den Kreiskrieger-
verband aufzunehmen und auch im Verband einen Ausſchuß
für Kriegsbeſchädigten- Fürſorge zu bilden. Es
wurden dazu gewählt: Krüger-Bitterfeld, Albrecht- Roitzſch und
Keil-Düben. Außerdem gab es der Verbandstag den Vereinen
anheim, in dieſen zu beſchließen, den Kriegsbeſchädigten möglichſt
das Eintrittsgeld zu erlaſſen. Ob im nächſten v ein
Abgeordnetentag in Bitterfeld abgehalten werden ſoll, bleibt dem
Ermeſſen des Vorſtandes überlaſſen.

W. Naumburg, 14. Sept. (zur Bürgermeiſterwahl.)
Um die Stelle des zweiten Bürgermeiſters unſever Stadt haben
ſich nach Mitteilung des Stadtverordnetenvorſtehers bisher 109
Herren beworben. Ein verſtorbener Gendarmeriewachtmeiſter
hat der Stadt eine Grabpflegeſchenkung von 2000 M. vermacht,
die von den Stadtverordneten angenommen wurde.

Ruhla, 14. Sept. (Stift un g.) Aus Anlaß ſeiner Er-
nennung zum Kommerzienrat ſtiftete Fabrikbeſi Auguſt
Schuchardt der bereits beſtehenden Hilfskaſſe für bedürftige Ar
beiter ſeiner Firma Thiel u. Schuchardt den Betrag von 20 000
Mark. Dieſe Stiftung ſoll auch bedürftigen Werkmeiſtern und
Beamten der Firma in Zeiten der Not zugute kommen.

Gera, 16. Sept. (Neues Induſtriegebiet Zu
dem Plan der Erſchließung der ſog. „Großen Aue“ zu einem
Induſtriegebiet nimmt heute eine Verſammlung von Intereſſen

Grundbeſitzern unter Leitung des Stad in Gera
ung.

Eisleben, 15. Sept. (Zum Tode des Bergmanns
Schmidt) erfolgt von amtlicher Seite eine Berichtigung über
die in der „Eisblebener Zeitung“ erſchienene Darſtellung des
Falles. Aus dem amtlichen Bericht geht klar hervor, daß der
Feldhüter ſeine Dienſtvorſchriften nicht verletzt hat, vielmehr hat
Schmidt trotz des dreimaligen HaltRufes des Feldhüters die
Flucht ergriffen. Als Schmidt nicht ſtand, feuerte der Flurhüter
einen Schuß nach den Beinen zielend ab, um ihn am weiteren
Laufen zu verhindern. Es war noch nicht vollkommen hell, und
e der Aufregung iſt es erklärlich, daßz bedauerlicherweiſe
der Schuß in die Bru en iſt. Es ſei hierdurch ausdrüdlich bemerkt, daß Sch. r rineliti Get nheit hatte,
mit irgend einem Menſchen, alſo auch nicht mit ſeinen Ange
hörigen, zu ſprechen. Der e traurige Vorfall iſt zweifellosvon dem Getöteten ſelbſt verſchuldet. Vare er ruhig mit zur
Wache gegangen, ſo wäre ihm ſtändlich nichts zugeſtoßen.
Lediglich ſein fortgeſetzter Widerſtand und die Bedrohung de
e üters im Zuſammenhang mit der immer wiederholten Ilucht
aben ſeinen ſchnellen Tod igeführt.

W. Kaſſel, 14. Sept. die zu dende e Forſchungsgeſellſchaft für Landwirtſchaft in Preußen bewilligte der
Vorſtand der Landwirtſchaftskammer für Kurheſſen aus Mitteln
der Kammer 20 000 M. Ferner wurde beſchloſſen, in eine eifrié
Werbetätigkeit für den Beitritt zu der Geſellſchaft einzutreten
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Geffentliche Stadtverordnetenſitzung
Halle, den 16. September 1918.

dem Geh. Juſtigrat Dr. Keil leitete die Verſammlung.
Her Der ſtrat beantragt die
n den veſchaffung von Kraftfahrzeugen für die Feuerwehr

zwar einer Motorſpriße mit Hochdeuckzentri
liebe ſugalpumpe von Ehrhardt u. er auf Grund des Ange
tte en u der Firma Daimler Geſell Berlin Marieno de vom 10. Auguſt 1918 zum Preiſe von 45 670 M., und einer
c toleiter auf Grund des Angebots der Firma Magirus,

w zrald u. Lieb, Berlin vom 12. Juli 1918 zum Preiſe von
haben 500 M. Dieſe Koſten ſind mit 35 000 M., die auf das Rech
ß bin ingejahr 1919 e werden, u 777 XIV C. 1 zu ver-

V Ahnen, während der Reſt von rund 67 170 M. in den Haus
g teplan für 1919 als einmalige Ausgabe einzuſtellen iſt. Die
m. zu herſammlung ſtimmt dem zu.

Die r t r beſchließt weiter, zehn tragbareerzogs ſam-Feldbüchereien bei einer hieſigen Buchhandlung
ufbah- die hieſigen Regimenter Nr. und 75 zu beſtellen und diefbah die hief R ter Nr. 86 und ſtell d dich am ſten von 440 M. aus dem Kriegerfonds gedeckt werden.
g' am W eines Mieteinigungsamteskapelle d war in der geſtrigen Abendausgabe bereits näher

getei

Stadtv. Gröbel die Vorkage. Schon 1915 und
war von ſeiten ſeiner Freunde ein entſprechender Antrag

fellt worden. Jetzt müſſe unter dem des Staates ein
führt werden, was damals Ablehnung fand. War dieſe Ver

v erung nokwendig? Es erwedt, ſagt Redner, ein eigenartiges
n r efühl, daß Hier, wie in ähnlichen Fällen, anſcheinend rein aus
Fefg S rundſatz ſeiner Partei Wünſche abge chlagen werden. Rednerin inſcht, daß das Verfahren vor dem Metheinigungeant koſten

cht e vbleibt, r h an beide Parteien zwingt, zu den Verhand
ingen zu erſcheirie

n rer Dr. Rive bemerkt: Es gehört zum Pro
amm der Partei des Vorredners, ſtets Umzufriedenheit, nie

s a Priedenheit zum Ausdruck zu bringen. Alle ſachlichen Gründe
onen z Vorredners ſind hinfällig. Nicht aus Zwang. ſondern rei

n grau reiwillig, aus ſachlicher Begründung heraus wird das Miets
ie Zahl Nigungeamt errichtet, und wird es jetzt errichtet; die Voraus
zu hoch tungen ſind eben erſt ſeit kurzem für Halle erfüllt.
Ang in- Stadtv. Gröbel teilt mit, daß dem Arbeiterſekretariat be
n. zwei W 1916 513 Fälle von Mietsſtreitigkeiten gemeldet worden ſind.
Iunges Berichterſtatter Herz feld entgegnet, alle dieſe Streitig

hohen ten hätten ſeinerzeit jedenfalls nicht durch das Mietseinigungs-
ge t entſchieden werden können. erweiterten Befugniſſe

a Pen die Aemter erſt 1917 bekommen, und erſt in jüngſter Zeit
ücke ab- eine allgemeine Steigerung der Streitſachen beim Amtsgericht
ch d verzeichnen. Ein Zwang zur Anrufung der Aemter kann nicht

Zufen zgeübt werden.
tudeng Stadtv. Gröbe!l behauptet, die Bevölkerung hat zu den
3 entin nisgerichten kein Zutrauen in Mietsſtreitigkeiten, weil ſie die
ſteht vor gaben ſcheut. Er und ſeine Partei haben die Leute an die
in ahnen ntsgerichte verwieſen und die geſteigerte Frequenz verurſacht.
torbener Bei der Abſtimmung wird die Vorlage angenommen.

Jnſtandſetzung und Umban der Oberleitung
der Straßenbahn.

Der Magiſtrat beantragt, für die Jnſtandſetzung des Ober
Ehren- itungsnetzes der Straßenbahn und die gleichzeitige Vorberei-

ntrolleur An der Einrichtung des Netzes für den Schleifbügel-erzoglich ekrieb rund 90000 M. zu bewilligen. Die Inſtatbhaltung
betriebs- e Oberleitungsnetzes iſt in den letzten Jahren außerordentlich
altiniſche rnachläſſigt worden. Mangel an ſachkundigem Perſonal war
komotib- weiſe hieran ſchuld, andererſeits aber wurden die von der
tmedaille c. G. übernommenen Fahrdrahtanlagen in einem geradezu
t Eiſen- Petriebs gefährlichen Zuſtande vorgefunden. Draht-

üche, Betriebsſtörungen aller Art, verbunden mit Einnahme-
fällen ſind gewohnte Erſcheinungen. Es wird daher beab-
htgt, in erſter Linie das Oberleitungsnetz
ründlich in Ordnung zu bringen, d. h. das be-
ehende Tragwerk in allen ſchadhaften Teilen auszuwechſeln,
mit ein betriebsſicherer Zuſtand geſchaffen wird. Hierbei ſollen
gleich alle Neumaterialien in einer derartigen Ausführung
ſhafft werden, daß ſie bei Einführung des Schleifbügel-
triebes, den die Stadt anſtrebt, beibehalten werden können.
ſerdurch werden unnötige Ausgaben zu dem Zeitpunkt erſpart,

n dem ſie zum Bügelverkehr übergeht.
Die Vorteile, welche die Schleifbügel gegenüber der ver

leten Kontaktrolle beſitzen, beſtehen in der Hauptſache darin,

e und
ntag des
worden,

berufung
per unter

Romeiß,
Beſtehens
Grenzen
gen Ver
eder an.

h Entgleiſungen ſowohl wie die dadurch bewirkten Drahtbrüche

n der
t 4 Nachdruck verboten.atte Feind hinter der Sront!

en. Es Roman von Margarete von Oertzen-Fünfgeld.
tzſch und Gregor konnte kein Auge von ihm wenden.
Vereinen
möglichſt

ahr einihr dem

Solch ein armer, gebrochener Rieſe! Und ſein Sohn
a gefallen auf dem Felde der Ehre. Oh, es war ſchön,
je die Deutſchen das ausdrückten. Das Feld der Ehre!
d daheim was für ihn daheim war da ſaß auch
alter Mann, gebrochen an Leib und Seele, und auch
in Sohn war gefallen gefallen!

rwahl)
p abenet 109 Gregor ſtieß das zerknüllte Mundtuch neben ſeinem
chtmeiſter Pler, trat an den Tiſch des weißen Rieſen und verbeugte
vermacht, M tief.

„Doktor von Laſſar,“ ſprach er dazu.
iner Er Der alte Herr ſchreckte auf. Einen Moment ſah er
Auguſt Pffungslos verlegen aus wie ein ertapptes Kind. Dann

ftige Ar- MNuchte er einen Verſuch, ſich zu erheben.
u. Von Lietzow aber Sie verzeihen wohl ich hatte
ſtern und W nicht das Vergnügen? Oder vielleicht von früher

Zu mein Gedächtnis hat etwas gelitten.“
et An I Sregor machte dem ängſtlichen Taſten ein Ende.

iereſſen- I Lein, ich hatte noch nie die Ehre. Jch“
e era I. Ja, was ſollte er ihm ſagen? „Mich trieb das Mit-

d zu Jhnen. Mich trieb ein innerer Zwang Gott
manns was mich trieb weiß ich 87“
ung über Der alte Herr, dem es nun gelungen war aufzuſtehen
lung des der nur mühſam ganz gerade ſtand, zuckte mit den
daß der Brauen.imehr hat V Und was verſchafft mir die Ehre jetzt?“ Er hatte ſich

üters die t und ſchaute nun ſehr von oben herab auf den auch
t kleinen, ſchlanken Fremden.

ten T I Fregor verbeugte ſich noch einmal, mit der Abſicht, ſich
liherweiſe Huziehen. Er hatte ſich zu einem geſellſchaftlichen
cusdrüc n Preise laſſen aber vorher geſtand er ſchlicht

heit hatte, 5 a r
en Ange- N. „Jhr Heeresbericht, Herr Baron,“ ſagte er einfach und
zweifellos le ſich entfernen.
z mit zur M Der alte Herr zögerte, hielt ihn zurück.
zage in Heeresbericht. Ja ſo ja, dann iſt das

b an es.“len du Er rungelte die Stirn als ſuche er etwas.

oße Fo N. Auf Schloß Liezenhagen zogen wir die Fahne auf
ſlligte der bmaſt das heißt es iſt wohl ſchon ſpät?“ unter
s Ritteln er ſich und rieb t dem Taſchentuch perlende
ne eifris yfen von der Stirn, die ganz blanf war, wie poliert
utveten. ohne Falten.

Gregor erſchrak.
Fs iſt ſehr ſonderbar,“ fuhr Herr von Lietzow fort,
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bei den Bügeln vollſtändig vermieden werden können und daß
der Fahrdrähtverſchleiß beim Bügelbetrieb, beſonders in den

egenüber der Rollenoberleitung außerordentlich ge-ring iſt. Was Entgleiſen der Rollen kann durch das hierbei auf
tretende Brechen Stromabnehmerſtangen beim Anſchlagen
gegen Querdrähte unter Umſtänden tödliche Unfälle herbeiführen
und zu ſehr koſtſpieligen Rentenzahlungen Veranlaſſung geben,
wenn das abg e Ende auf Fahrgäſte oder Paſſanten
ällt. Hierzu kommt, daß die Geſtaltung des oberirdiſchen

gsnetzes beim Bügelbetrieb bedeutend einfacher iſt, als bei
der Anwendung der Rolle, wie aus den vorgelegten Gegenüber-
ſtellungen lich iſt. Viele Abſpanndrähte und Maſten werden
eſpart. Das Oberleitungsnetz wird leichter und ſchöner. DieAnlaggtone werden beſonders bei Neubauten niedriger. Auch

die Ünterhaltungskoſten ſind bei einer Letzungsanlage für
Bügelbetrieb bedeutend geringer als bei dem Rollenſyſtem.
Endlich iſt mit dem Bügelbetrieb eine weſentliche Erleichterung
des ienſtes verbunden.

e Gründe dürften die möglichſt baldige Einführung des
Schleifbügelbetriebes und damit die Vorbereitung des Ober
leitungsnetzes für dieſen Betrieb zugleich mit den vorzu
nehmenden Jnſtandſetzungsarbeiten nreichend rechtfertigen.
Das vorliegende günſtige Angebot der Firma Thode u. Co. in
Hamburg iſt in ſeinen Forderungen bei Berückſichtigung der
heutigen Verhältniſſe durchaus angemeſſen.
Gleisverbindung der Straßenbahn an der Ecke Bernburger

und Wucherer-Straße.
Eine den Frrtehrrdeedhen angepaßte Führung der

Straßenbahnlinien, insbeſondere auch die Einrichtung einer
Nord- Südlinie von Trotha über den Markt nach dem Steinweg,
wird zur Zeit noch durch das Fehlen einer Gleisverbindung
zwiſchen der Reil- und Bernburger Straße einerſeits und
zwiſchen der Wucherer- und Richard-Wagner-Straße anderer-
ſeits gehindert. Die Abſicht, die Herſtellung jener Gleisver-
bindung bis zur Zeit nach Beendigung des Krieges aufzuſchieben,
hat der Magiſtrat mit Rückſicht auf deſſen lange Dauer und auf
die immer dringender werdende Notwendigkeit der Schaffung
befriedigender Verkehrsverhältniſſe aufgegeben und ſich ent-

die Arbeiten im kommenden Frühjahr ausführen zu
aſſen. Dies ſetzt die alsbaldige Beſtellung des nötigen Materials

voraus. Ein angemeſſenes Angebot der Bismarckhütte auf
Herſtellung der Gleisverbindungen mit den Weichen zum
Preiſe von 41 060 M., worauf die Firma noch einen Rabatt von
5 Prozent gewährt, liegt uns vor. Dies verhältnismäßig gün-
ſtige Angebot war nur dadurch zu erlangen, daß das Schienen-
material aus ſtädtiſchen Beſtänden geliefert werden kann. Die
Geſamtkoſten der Herſtellung belaufen ſich auf rund 67 000 M.,
die, da es ſich um eine Neuanlage handelt, aus Anleihemitteln
entnommen werden müſſen. Die Verſammlung nimmt die
Vorlage an.

Neuberatung der Aenderung des Straßenbahntarifs.
Der Magiſtrat iſt dem Stadtverordneten-Beſchluß vom

5. September, ſoweit er die Herabſetzung des Tarifs für
Arbeiterwochenkarten ausſpricht, wie ſchon mitgeteilt, nicht
beigetreten, und hat auf den erneuten Vorſchlag der Straßen-
bahndeputation beſchloſſen, es bei dem mit der Vorlage vom
17. Auguſt d. J. beantragten WochenkartenTarif zu belaſſen.
Die finanzielle Wirkung des Beſchluſſes der Ver-
ſammlung, welcher die Preiſe für die Arbeiterwochenkarten auf
die der Schülerwochenkarten herabſetzen will, iſt weit größer,
als die Verſammlung bei der Faſſung ihres Beſchluſſes voraus-
zuſehen vermochte. Bei ſehr vorſichtiger Schätzung würde jene
Tarifherabſetzung einen jährlichen Ausfall von 60 000 M.
zur Folge haben; wahrſcheinlich würde aber der Ausfall noch
weit größer ſein. Bei den überaus ſchwierigen Finanzverhält-
niſſen, denen die Straßenbahn und mit ihr die geſamte Verwal
tung entgegenſieht und die die eigentliche Urſache für die geſamte
Tarifvorlage bildeten, kann und darf die ſtädtiſche Verwaltung
nach Dafürhalten des Magiſtrats eine ſo erhebliche Einbuße en
Einnahmen keinesfalls auf ſich nehmen. Der Rabatt von
3325 Prozent auf die Arbeiterkarten trägt auch den ſozig en
Forderungen, die an einen Tarif für Arbeiterfahrten zu ſtellen
ſind, ausreichend Rechnung. Der Auffaſſung, daß kein Anlaß
vorliege, die Schülerkarten billiger zu verkaufen, als die Arbeiter
karten, vermag der Magiſtrat ebenfalls nicht beizupflichten.
Der größere Teil der Eltern auch der die höheren Lehr-
anſtalten beſuchenden Kinder befindet ſich nicht in Vermögens-
verhältniſſen, die es ihnen gleichgültig erſcheinen laſſen können,
ob ſie mehr oder weniger große Aufwendungen für die Fahr
ten ihrer Kinder zur Schule zu machen haben. Jm Zuſammen-

ſich in die Bruſt werfend. „Aber ich muß Sie bitten, den
Pförtner zu fragen, wo ich wohne er weiß es. Und ich
bitte um ein Auto.“

Doktor von Laſſar verzog keine Miene. Er hatte alles
begriffen und verſtanden. An den Nebentiſchen achtete man
des Lautſprechenden bereits nicht mehr ſo ging er, dem
Wunſche des alten Herrn zu willfahren.

Der Pförtner wußte bereits Beſcheid. „Das iſt der
alte Herr von Lietzow. Wohnt möbliert in dem alten vor
nehmen Hillerſchen Hauſe in der Potsdamer Straße. Zu
weilen hat er ſolch kleinen Anfall von Geiſtesabweſenheit.
Jſt aber ſonſt ganz vernünftig. Soll ein Kommiſſionär
mitfahren? Es fährt immer einer mit, wenn Herr von
Lietzow ſich nicht wohl befindet.“

„Jch ſelber fahre mit,“ unterbrach Doktor von Laſſar
n „Sorgen Sie dafür, daß dies möglichſt unbemerkt

eibt.“
Der Pförtner ſenkte in korrekt feierlicher Beſtätigung

die Lider. Wie durch Zauber ſtand auch ſchon das Auto
im Lichtkreis der großen Kandelaber vor dem Portal, und
ziſchte und fauchte im unruhigen Drang nach vorwärts.

„Gregor, im Ueberzieher, den er offen gelaſſen, eilte
zurück an den Tiſch des Barons

„Nanu?“ dröhnte der mißtrauiſch, auf Hut und Stock
des jungen Mannes deutend.

„Geſtatten Herr Baron, daß ich mitfahre? Der Mann
weiß die Nummer nicht,“ log Gregor.

„So? Taugen alle niſcht! Alſo meinethalben!“
Gregor wagte nicht, ihm ſeinen Arm anzubieten, ob-

wohl der alte Herr durch das lange Sitzen und die Hitze
bedenklich wacklich geworden war. Er ging dicht hinter ihm,
die ganze Zeit ſich wundernd: „Was tuſt du nur da! Was
fällt dir nur ein! Was geht dich dieſer Greis an, daß du
dich ſo zärtlich ſeiner annimmſt?“

Auf den erſten Stufen der Freitreppe taumelte Herr
von Lietzow, ſo daß Gregor nicht umhin konnte, ihn leicht
und unbemerkt zu ſtützen. Jn dieſem Augenblick kam
Maria Pawlona die Treppe hinauf. Aus der dichten Wild-
nis ihres Pelzes hob ſich ihr ſchmales, blaſſes Raſſegeſicht
wie eine Blume. Jhr Füßchen in den grauen Gamaſchen
war flüchtig wie das einer Bachſtelze. Hinter dem ſilber-
farbenen Schleier ſah Gregor ihr kaltes Auge tief und
dunkel ruhen. Es verriet keinerlei ſeeliſche Vorgänge,

oder gar Mißfallen. Sonſt war es hell, ſchneidend

Doch Gregor gab es einen Stoß. Er hatte ſie ganz ver
geſſen. Er vergaß auch zu grüßen. Der Chauffeur kurbelte
den Motor an, und man fuhr fort.

Maria Pawlowna geſtattete ſich nicht einmal ihm nach
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ließlich doch nicht zu verkennen, daßeher für die Fahrt zur Arbeitsſtelle

macht, anders zu beurteilen iſt, als derjenige, den Eltern für
die Fahrten ihrer Kinder zur Schule zu machen haben.
Dieſer Aufwand bildet einen Teil der Ausbildungs-
koſten der Kinder. Dieſe ohne zwingenden Grund zu erhöhen,
ſollte eine ſogial denkende Stadtverwaltung nach Möglichkeit
vermeiden. Ein zwingender Grund, zumal finanzieller Art,
gegen eine möglichſt billige Geſtaltung des Schülerkarten
tarifs iſt aber nicht vorhanden.

Stadtv. Spröte wendet ein, man ſollte in der Arbeiter
frage entgegenkommender ſein. Den enutzern der bisher
üblichen Frühkarten legt man jetzt eine Strafe von 15 Pfennig
auf. Warum die Frühkarten im neuen Tarif völlig fortgefallen
ſeien? Man ſollte es bei dem Aufſchlag von 100 Prozent be
laſſen. Redner ſtellt den Antrag, Frühkarten zum Preiſe von
10 Pfennig für 4 Teilſtrecken vorzuſehen.

ürgermeiſter Seydel nimmt die Anregung gern ent-
gegen; der Magiſtrat werde gern in Erwägung ziehen, Früh
karten zu dieſem Preiſe einzuführen.

Stdtv. Gröbel 27 die Richtigkeit der Rechnung,
nach der ein Ausfall von 60 M. zuwege kommt.

Bürgermeiſter Seydel entgegnet, die Zahl beruhe auf
ältiger Berechnung.ſo Kühme: Die zeigt um ſo deutlicher, daß

der Arbeitertarif zu hoch iſt. Früher gab der Arbeiter im Jahre
15 M. aus für die StraßenbahnFrühfahrt, jetzt iſt er gezwungen
früh und abends zu fahren. Dazu kommt die Umſtändlichkeit
des TarifſtreckenSyſtems mit der täglichen Verteuerung von
15 Pfennig, das ſind im Jahre 46,80 M. Dazu kommt für
viele Arbeiter die erhöhte Tarifkarte in Betracht, die ihn jähr-
lich 88,20 M. koſtet. Wenn man dem Arbeiter ſtatt 3 Tarif-
ſtrecken 4 gewähre, wäre ſchon erheblich abgeholfen. Der Magi-
n müſſe entgegenkommen und eine Frühkarte für 10 Pfennig
einführen.Stadtv. Oſterburg bedauert, daß der Magiſtrat ſeine
Defizitrechnung nirgends zu Papier gebracht hat. Bedauerlich ſei
auch, daß man das ſoziale Moment dem finanziellen
untergeordnet habe. (Redner muß wegen verſchiedener Mißgriffe
in der Ausführungsform vom Vorſitzenden mehrfach eindringlich
zur Ordnung vermahnt werden.) Redner beantragt, den Antrag
Kühme der letzten Sitzung erneut zu beſchließen und ruft die
bürgerlichen Stadtverordneten auf, unentwegt „bei der Stange
zu bleiben.

Bürgermeiſter Sehdel betont demgegenüber, daß die Vor-
lage ſoziale und finanzielle Erwägungen durchaus harmoniſch
unter einen Hut bringt. Viele andere Städte kennen überhaupt
keine Arbeiterkarten.

Stadtv. Kühme ſich dem Antrage Spröte an,
o gf fuhr v irſtregkzum Preiſe von g. einzuführen, die e recken um

faſſen. Der Antrag findet Annahme. Auch der Magiſtrats-
antrag auf höhere Tarifierung der Arbeiterkarten als der
Schülerkarten, und zwar mit 1,20 M. und 1,60, wird ange-
nommen.

Neubau einer Oberrealſchule am Weinberg.
Die Notwendigkeit der Errichtung eines zweiten Lyzeums,

ſo führte der Magiſtrat in ſeiner Vorlage u. a. aus, iſt wieder
olt anerkannt worden und bedarf keiner Begründung mehr; die
chülerzahl iſt inzwiſchen auf weit über gewachſen. Was

die Wahl des Bauplatzes angeht, ſo muß zwar für eine
höhere Schule in erſter Linie das Bedürfnis des Schulbetriebs,
ſodann aber auch, und das iſt nicht minder wichtig, die Entwick-
lung der Stadt berückſichtigt werden. Gerade die höhere Schule
iſt erfahrungsgemäß in vielen Städten, wo man dieſe Bedeutung
richtig erkannt hat, in ganz hervorragender Weiſe die Veran-
laſſung zum Aufſchluß ganzer Stadtteile geweſen. Wenn wir
nun hier in Halle nicht gerade einen Ueberfluß freien Geländes
in ſchöner, geſunder Lage haben, ſo liegt auf der einen Seite
das Bedürfnis vor, neue Wohnviertel, die wirklich ruhig
und geſund und in ſchöner Umgebung liegen, zu erſchließen,
andererſeits aber iſt es auch zweckmäßig, ein ſolches Wohnviertel
dadurch für die Bebauung anziehender zu machen, daß eine
höhere Schule dorthin gebaut wird, die dann den Anbau guter
Wohnungen beſchleunigt. Aus dieſer Ueberlegung heraus hat
es der Magiſtrat für ganz außerordentlich günſtig gehalten, die
neue Schule auf dem ſtädtiſchen Grundſtück am Weinberg
zu errichten, zumal in der nächſten Umgebung auch noch
ausgedehnter ſtädtiſcher Beſitz vorhanden iſt.

Zugegeben muß jedoch werden, daß der Errichtung einer

hang hiermit iſt aber
der Aufwand, den der

Mädchen ſchule, in die ſchon Kinder von ſechs Jahren

zuſehen. Sie begab ſich nun ihrerſeits in die friſch durch
lüftete Halle, zog die langen däniſchen Handſchuhe von den
dünnen Fingern und ſagte nur ein einziges Wort: „Teel“

Mit dieſem müden, weichen einen Wort, in dem das
Gurren einer Taube und das Klingen einer tiefgetönten
Kriſtallſchale war, hätte ſie faſt ihre Heimat verraten.
gy den Nebentiſchen hoben ſich wie auf Kommando die

öpfe.
Maria aber holte ihre Notiztafel hervor, die an dünner,

ſilberner KHette klirrte, und legte ſie neben ſich auf den Tiſch.
Der Deckel dieſer Tafel war aus maſſivem Silber gearbeitet
und auf der oberen, blanken Fläche in teuerſter Emailaus-
führung das ſchlichte Symbol der deutſchen Tapferkeit und
Ehre: das Eiſerne Kreuz.

7

Herr von Lietzow und ſein Begleiter waren an ihrem
Ziel angelangt. Es galt nun noch, drei Treppen zu ſteigen,
und auf jedem Abſatz machte der alte Herr keuchend halt.

„Jſt ein bißchen hoch“, meinte er, ſobald er wieder Luft
hatte. „Aber ſehen Sie die verwünſchten Hotels die
gehen einem auf die Nerven. Und dies iſt noch ein ganz
3 Haus, aus Berlins beſter Zeit ſozuſagen hiſtoriſcher

oden.“
Alles war hier breit, bequem und ſolide angelegt. Die

Glocke gab einen feinen, dünnen Ton, und gleich darauf
öffnete ſich die Tür auf einen geräumigen Flur.

Gregor empfand eine Beklemmung und wollte ſich ver-
abſchieden. Seine Aufgabe war ja nun erfüllt, und er
trachtete aus dem Leben jenes alten, vom Schickſale ge
brochenen Vaters zu verſchwinden. Doch in Herrn von
Lietzow erwachte der ritterliche Jnſtinkt pommerſcher Gaſt
lichkeit. Er bat den Doktor von Laſſar, ihn ſeiner Frau
vorſtellen zu dürfen, damit ſie ihm ſelber danken könne für
ſeine Fürſorge
Herr von Lietzow hatte Gefallen gefunden an der zu-

rückhaltenden Art des jungen Mannes, an dem doch jede
Bewegung die gute Kinderſtube und das vornehme Haus
verriet. Obwohl ihm der Name ganz unbekannt war.
Wahrſcheinlich neuer Adel, Induſtrie oder ähnliches.

a nd o in e r ganz ſicher,ogar von einer g en Fri un erkeit, mader Fern den See v Wirt. St
Gregor wurde in das Wohnzimmer geführt, das weißgetäfelt und mit weißen Mullgardinen verſehen und t

Kirſchhaummöbeln aus der Biedermeierzeit ausgeſtattet
war. Ueber dem runden Tiſch brannte die GSlasl ieine alte Kriſtallkrone eingebaut, und über allen rege der

Schimmer der Zufriedenheit vergangener Jahrzehnte.
Fortſetzung folgt.)
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genommen werden, gewiſſe Bedenken wegen des teil
weiſe durch unbebaute Teile der Stadt führenden Schulwegs
iat ganz unberechtigt ſind. Aus dieſem Grund hat ſich der
agiſtrat entgegen ſeiner früheren Abſicht, auf dem Weinberg-
qrlände ein Lyzeumsgebäude zu ten, entſchloſſen, das
neue Lyzeum in die i berrealſchule zulegen und für die Oberrealſchule ein neues Gebäude auf dem
einberg zu errichten. Damit wird dem ebenfalls bere tigten
Zunſch derer entſprochen, die das neue Lyzeum im nördlichen
Stadtteile errichtet ſehen möchten, weil dann gleichmäßig für den
Süden, die Stadtmitte und den Norden geſorgt wird. Die Be

r c ren far W Sarg cvue annd, weil es ſich hier bei den kleinſten ülern doch um9-10jährige handelt, nicht ins Gewicht. 9
Die Koſten der neuen Schule werden ſich unter

Annahme der früheren Friedenspreiſe, die für einen Vergleich
mit den Koſten ähnlicher Schulen herangezogen werden muſſen,
und bei einem Einheitspreis, der noch höher iſt, als der der
jetzigen Oberrealſchule, auf etwa 480 000 Mk. ſtellen, während
die jetzige Oberrealſchule 515 652 Mk. gekoſtet hat. Der Vorent-
wurf gewährleiſtet alſo eine ſparſame Ausführung, wenn auch
natürlich mit den früheren Preiſen nicht mehr zu rechnen ſein
wird. Der Nachweis der wirklichen Koſten muß der genauen
Veranſchlagung vorbehalten werden.

Vom Bauausſchuß iſt die Vorlage abgelehnt, vom Haus
haltsausſchuß angenommen.

Die Vorlage wird mit großer Ausführlichkeit für und wider
den Magiſtratsantrag erörtert. Auf die gelegentlich ſehr weit
greifende Ausſprache der Stadtv. Em mer u. a. riet des
halb von dem Projekt ab, weil man nicht wiſſen könne, welche
Ausgaben nach dem Ende des Krieges zu gewärtigen ſeien, wie
hohe „Kriegskontributionen“ wir beiſpielsweiſe zu
zahlen haben werden. Wie es mit Rußland ſchnell bergab
ging, kann es auch mit uns einmal bald ein Ende mit Schrecken
nehmen (1) wird die Magiſtratsvorlage abgelehnt und ein

Antrag Föhring auf zweiter Leſung angenommen.

Kus Halle und Umgebung
Halle 17. September.

Handelszuſchläge beim Umſatz von Stroh und Häckſel
aus der Ernte 1918.

Auf Geund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur
Sicherung der Volksernährung vom 22. Mai 1916 (R.-G, Bl. S.
401)/18. Auguſt 1917 (R.- G.Bl. S 823) und der Verordnung
über den Verkehr mit Stroh und Häckſel aus der Ernte 1918
vom 6. Juni 1918 (R.-G.Bl. S. 475) in Verbindung mit S 5 der
Verordnung über die Preiſe für Stroh und Häckſel aus der
Ernte 1918 vom 28. Juni 1918 (R.- G.Bl. S. 721) und auf
Grund beſonderer Anordnung des Preußiſchen Landesonites für
Futtermittel gemäß S 1 Satz 2 und S 2 Abſatz 2 der Preutziſchen
Ausführungsanweiſung vom 16. Juli 1918 zur Verordnung
über die Preiſe für Stroh und Häckſel aus der Ernte 1913 wird
hiermit folgendes beſtimmt:

S 1. Beim Verkaufe des nicht gemäß der Verordnung über
die Preiſe für Stroh und Häckſel aus der Ernte 1918 für Zwecke
der Kriegswirtſchaft abzuliefernden Strohes oder Häckſels vom
Händler zum Händler oder zum Verbraucher dürfen den nach
der Verordnung vom 28. Juni 1918 zugelaſſenen Höchſtpreiſen
(nämlich für die Tonne Flegeldruſchſtroh 90 Mk., r die Tonne
Maſchinendruſchſtroh 80 Mk., in drahtgepreßten Ballen je 12 Mk.
mehr für die Tonne, für die Tonne Häckſel ohne Sack 120 Mk.)
zugeſchlagen werden: für die Tonne loſe verladenen oder draht-
gepreßten Strohes 10 Mk., für die Tonne Häckſel 10 Mk. Dieſer
Zuſchlag umfaßt Kommiſſions-, Vermittelungs- und ähnliche
Gebühren, ſowie alle Arten von Aufwendungen, nicht aber die
Auslage von Fracht von dem Abnahmeorte.

S. 2. Die Preiſe im S 1 gelten nicht für den Kleinverkauf
vom Händler zum Händler oder zum Verbraucher. Als Klein-
verkauf gilt der Abſatz in Mengen von nicht mehr als täglich
insgeſamt 15 Doppelzentner, wenn zur Beförderung des
Strohes oder Häckſels weder die Eiſenbahn noch der Waſſerweg
benutzt wird.

dieſer Verordnung feſtgeſetzten Preiſe ſindg 3. Die in
Höchſtpreiſe im Sinne des Reichsgeſetzes betreffend Höchſtpreiſe.

S 4. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündi-
gung in Kraft.

Magdeburg, den 3. September 1918.
Der Oberpräſident. v. d. Schulenburg.

Ordensauszeichnung. Die Erlaubnis zum Anlegen der
ihm verliehenen Herzoglich SachſenAltenburgiſchen Tapferkeits-
el iſt dem Eiſenbahnoberſekretär Mäder hier erteilt

en.
Abgabe von Süßſtoff. Auf Grund der Bekanntmachung

des Reichskanzbers über den Verkehr mit Süßſtoff vom 20. Juli
1916 und der Verfügung der Reichszuckerſtelle vom 28. Juli 1917
wird in Ergänzung der Bekanntmachwigen vom 7. September
und 10. Oktober 1916 für den Stadtbezirk folgendes angeordnet:
Jeder Haushalt kann im Monat September ein Briefchen Süß-
ſtoff (ſogenannte H.-Packung) zum Preiſe von 25 Pfennigen nach
Maßgabe aufgedruckten Beſtimmurigen in den Drogenge
ſchäften oder in den Apotheken käuflich erwerben. Diejenigen
Haushalte, welche bei der Verteilung im Auguſt keinen Süßſtoff
erhalten haben, können bei dieſer Verteilung zwei Pakete be-
ziehen. Bei dem Verkauf hat der Verkäufer in der Rubrik „Süß-
ſtoff“ in Spalte 3 des vom Käufer vorzulegenden Lebensmittel-
ſcheines den Kauf für Auguſt und in Spalte 4 den Kauf für Sep
tember durch Eintragung des Datums mit Tinte oder angefeuch-
teten Tintenſtift anzumerken. Auf einen Lebensmittelſchein darf
für jede Verteilung nur ein Briefchen abgehoben werden. Haus
haltungen, welche bei dieſer Verteilung keinen Süßſtoff erhalten,
werden bei der nächſten Verteilung berückſichtigt. Wegen der Ab-
gabe der Süßſtoffmenge (G-Packung) an Wirtſchafts und Speiſe
betriebe jeder Art, Gaſthäuſer, Kaffeehäuſer, Konditoreien, Pen
ſionen, Kantinen und ähnliche Betriebe wird auf S 8 unſerer Be
kanntmachung vom 10. Oktober 1916 verwieſen. Zuwiderhand-
lungen ziehen die geſetzlichen Strafen nach ſich.

Das Druckſachenporto beträgt vom 1. Oktober d. J. ab
bis 50 g 65 Pf., bis 100 g 738 Pf., bis 250 g 15 Pf.,
bis 500 g 25 Pf., 1 kg 35 Pf. Daneben bleibt der bis
herige Druckſachentarif in Kraft für Druckſachen, die 1. nur
Zeitungen oder Zeitſchriften enthalten, wenn die Zeitungen oder
Zeitſchriften vom Verleger an andere Zeitungsverleger oder an
Perſonen verſchickt werden, die ſich nicht gewerbsmäßig mit demVertriebe dieſer Zeitungen oder Zeitſchriften befaſſen, oder
2. nur politiſche, Handels oder andere Nachrichten allgemeiner
Bedeutung enthalten, wenn dieſe Nachrichten von Nachrichten-
büros an Zeitungen, Zeitſchriften oder Zeitungsverleger verſchickt
werden. Folgende z n müſſen erfüllt ſein, wenn
Druckſachenſendungen abgabefrei bleiben ſollen: 1. Die Druck
ſachen müſſen mit der deutlichen Angabe des Abſenders und je
nachdem es ſich um Zeitungen und Zeitſchriften oder Nachrichten
handelt, mit der Bezeichnung „Zeitungen, Zeitſchriften oder
„Nachrichten“ verſehen ſein. 2. Sie dürfen nur bei der poſt
ſeitig beſtimmten Poſtanſtalt aüfgeliefert werden. 3. Bei Nach
richtenſendungen muß aus der Aufſchrift hervorgehen, daß der
Abſender ein Nachrichtenbüro und der Empfänger eine Zeitung,
Zeitſchrift oder ein Zeitungsverleger iſt. 4. Derartige Druck-
ſachen dürfen nur bei beſtimmten Poſtanſtalten (in der Regel bei
dr Beſtell- Poſtanſtalt des Abſenders) aufgeliefert werden.

Die Erhöhung der Arbeitsverdienſtgrenze in der ſozialen
Verſicherung. Der Bundesrat hat kürzlich eine Verordnung er
laſſen, durch die in der Angeſtelltenverſicherung die Verſiche-
rungspflicht bis zu einem Jahresarbeitsverdienſt
von 7000 Mark ausgedehnt iſt. Vielfach war ange
nommen, daß eine entſprechende Maßnahme auch für die ein keit eingeſchränkt werden, und d

Aus den Kreiſen der Krankenkaſſen war bereits vor längerer
Zeit angeregt, mit Rückſicht auf die teilweiſe erheblichen a
ſteigerungen die Verſicherungspflicht über die gegenwä
Grenze von 2500 Mark Jahresarbeitsverdienſt zu erhöhen. Die

ge iſt Gegenſtand von Beratungen zwiſchen den beteiligten
tellen geweſen. Man hat ſich jedoch nicht zu einer Herauf-

ſetzung der Lohngrenze entſchieden, um nicht in der gegenwärti
gen Zeit dieſe vielumſtrittene Frage, die die Intereſſen der
Aerzteſchaft ſtark berührt, neu aufzurollen. Die Frage iſt auch
von ſo großer grundſätzlicher Bedeutung, daß ihre Regelung auf
dem Wege einer Bundesratsverordnung ſich nicht empfehlen
würde; es wäre dazu eine Mitwirkung des Reichstages in einem
Akt der Geſetzgebung notwendig. Jm übrigen iſt zu berückſichti
gen, daß für Arbeiter, Gehilfen, Geſellen, Lehrlinge und Dienſt
boten die Verſicherungspflicht ohne Rückſicht auf ihren regel
mäßigen Jahresakebeitsverdienſt beſteht. Sie bleiben alſo ver-
ſicherungspflichtig, unabhängig von der Geſtaltung ihres Ar-
beitsverdienſtes. Die Heraufſetzung der Einkommengrenze wäre
alſo nur für Betriebsbeomte, Werkmeiſter und andere Ange
ſtellte von Bedeukung. In der Unfallverſicherung unterliegen
ebenfalls Arbeiter, Gehilfen, Geſellen und Lehrlinge der Ver-
ſicherungspflicht ohne Rückſicht auf ihren Arbeitsverdienſt. Da
gegen iſt für Betriebsbeamte die Verſicherungspflicht
mit einem Entgelt von 5000 Mark begrenzt. Die
Satzungen der Berufsgenoſſenſchaften können aber die Ver
ſicherungspflicht auch auf Betriebsbeamte mit einem höheren
Einkommen erſtrecken. Eine Umfrage bei den Berufsgenoſſen-
ſchaften hat ergeben, daß ſie ſämtlich von dieſer Möglichkeit Ge
brauch gemacht haben. Eine Aenderung der beſtehenden Be
ſtimmungen iſt alſo nicht erforderlich. Und was die Invaliden
verſicherung betrifft, ſo ſchweben hier zurzeit Erwägungen über
verſchiedene Abänderungen, z. B. auch über die Gewährung der
Rentenzulagen auf geſetzlicher Grundlage. Dieſe Erwägungen
ſind einſtweilen noch nicht zum Abſchluß gelangt.

Zur Durchführung der Brotſtreckung vom 1. Oktober ab,
über die hier ſchon kurz berichtet wurde, werden den
Kartoffelerzeugern, ſoweit gleichzeitig Selbſtver
ſorger in Brotgetreide ſind, die erforderlichen Kartoffel
mengen belaſſen. Ferner werden denjenigen Kommunalver
bänden, denen im Wirtſchaftsjahr 1917 Friſchkartoffeln zur Brot
ſtreckung zugewieſen waren, die zur Stredkung benötigten Friſch
kartoffelmengen mit 750 Gramm wöchentlich auf den Kopf ihrer
brotverſorgungs berechtigten Bevölkerung für die Zeit vom
1. Oktober 1918 bis zum 20. Juli 1919 von der Reichskartoffel
ſtelle beſonders zugeteilt. Den übrigen Kommunalverbänden
ſollen durch die Trockenkartoffel-Verwertungs- Geſellſchaft (Teka)
von einem noch zu beſtimmenden Zeitpunkt ab Trockenkartoffel
erzeugniſſe zum Zwecke einer zehnbrozentigen Brotſtreckung ge
liefert werden; bis zu dieſem Zertpunkt wird ihnen als Erſatz
für die fehlenden Streckungsmit'el eine Menge von 20 Gramm
Mehl auf den Kopf und den Tag zugewieſen werden. Dem-
gemäß erhöht ſich die Ration vom 1. Oktober ab einſchließlich der
Streckungsmittel auf 220 Bramm, ſo daß die Brotration wie
der die alte Höhe erreicht.

Ackerpacht des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der
deutſchen Volkskraft. Es iſt ein außerordentlich erfreuliches
Zeichen, daß die Nachfrage nach Ackerland beſtändig ſtark ſteigt.
Bedauerlich iſt nur, daß ſie nicht befriedigt werden kann. Der
Bund hat überall, wo ſich Gelegenheit bot, Land gepachtet, ſofern
der Pachtpreis in erträglichen Grenzen ſich hält. Es iſt gelungen,
dank dem Entgegenkommen hieſiger Kirchen-
behörden (Dom-Kirche, Giebichenſteiner und Trothaer Kirche)
und des Magiſtrats, eine ganze Reihe von Aeckern auf längere
Zeit zu pachten. Zu großem Dank iſt der Bund auch Amtmann
Wolter verpflichtet, der ihm die von ihm gepachteten Aecker zu
einem recht billigen Preiſe überlaſſen hat. Ferner dankt er
Oberamtmann Görg, Fabrikbeſitzer Kamprath und Fabrik-
beſitzer Eberhardt, daß ſie den Pachtpreis nicht geſteigert
haben. Ebenſo iſt der Bund dem Rittergutsbeſitzer Handt
dankbar, daß er ſich bereit finden ließ, von einer weiteren Er-
höhung des Pachtpreiſes Abſtand zu nehmen, und außerordent-
lich dankbar endlich Fabrikbeſitzer Alfred Kathe, daß er eine
große Anzahl von Morgen Ackerland zu mäßigem Preiſe zur Ver
fügung geſtellt hat. Beſonderen Dank verdient auch die Aktien-
brauerei, Geheimrat Dr. Lehmann, der Fußball-
klub 1906 und die Militärbehörde, die auch in dieſem
Jahre in uneigennütziger Weiſe Land überlaſſen haben. Endlich
ſei noch hervorgehoben, daß die Synagogengemeinde
ebenfalls zu billigen Bedingungen Ackerland zur Verfügung ge-
ſtellt hat. Verloren hat der Bund leider die Aecker des Stadtgut-
pächters Voigt und die Aecker des Herrn Ruſche; es wird hierauf
noch zurückgekommen werden. Es iſt klar, daß in dieſer Zeit,
in der das Durchhalten immer ſchwerer wird, eine Fereg
der Pachtpreiſe nicht angängig iſt. Der Bund ſucht immer no
Land und wäre ſehr dankbar, wenn es ſich ermöglichen ließe, noch
weiteres zu pachten, damit die hunderte von beſorgten Familien-
vätern und -Müttern noch mit Land verſehen werden könnten.

Ohnhänder- Kinder. Es wird darauf hingewieſen, daß
im OskarHelene-Heim zu Berlin-Zehlendorf, das als Vereins-
Lazarett für Ohnhänder dient, eine Abteilung für Ohnhänder-
Kinder eingerichtet worden iſt. Dieſe erhalten dort Erziehung
und Ausbildung. Das Oskar-Helene-Heim erfüllt alle Voraus
ſetzungen, die für die Behandlung und ſchwierige Verſorgung
dieſer Perſonen notwendig iſt. Es hat eine Klinik, in der alle
notwendigen Nachoperationen vorgenommen werden können,
z. B. die Sauerbruchſche und Krukenbergſche Methode oder
ſonſtige Verbeſſerungen des Stumpfes; es hat eine Verſuchs
und Lehrwerkſtätte, in der während des Krieges zahlreiche
Typen guter Kunſtglieder erſonnen und angefertigt worden
ſind, insbeſondere Kunſtarme und Hände, aktive Arbeitsklauen
und ſonſtige Arbeitsgeräte für Schwerverletzte; es beſitzt ein
Muſeum von Kunſtgliedern und Konſtruktionszeichnungen, wie
es ſonſt bisher kaum irgendwo zuſammengetragen ſein dürfte;
es hat die erforderlichen Werkſtätten im Hauſe zur Asbildung
derartiger Perſonen und außerdem jetzt als einziges Lazarett
eine eigene Fabrikanlage mit 13 Maſchinen, in welcher zurzeit
Kriegsarbeit und ſpäter Friedensarbeit geleiſtet werden ſoll,
mit dem Beſtreben, darin die Schwerverletzten auf die Teilarbeit
in der Jnduſtrie vorzubereiten; es hat eine gut geleitete Schule
und Jnvalidenſchule mit beſonderen Lehrkräften und einer
eigens ausgebildeten Pädagogik, es hat zahlreiche Vorbilder für
Ohnhänder, z. B. augenblicklich einen Knaben mit doppelſeitiger
Oberarmamputation, einem mit doppelſeitiger Exartikulation
der Schulter und ebenſo bei den Werkmeiſtern und Lehrern,
z. B. einen ohnhändigen Lehrer u. a. m., es bietet auch alle
Vorzüge günſtiger Lage, der Hhgiene als ein im Walde liegen-
z obern erbautes Krankenhaus, Fürſorge- und Erziehungs
anſtalt.

Die Gründung eines Provinzialverbandes ſelbſtändiger
Maler der Provinz Sachſen, Thüringens und Anhalts, iſt am
geſtrigen Montag in einer im „St. Nikolaus“ abgehaltenen
Tagung einſtimmig beſchloſſen worden. Wir werden noch aus
führlicher über die Verſammlung berichten.

Zu dem Eiſenbahnunglück bei Schneidbemühl wird uns
aus Leſerkreiſen geſchrieben: „Wieder hat einer der ſchwerſten
Eiſenbahnunfälle einen Kinderzug betroffen. War es notwen-
dig, dieſe Kinder durch ganz Deutſchland hindurch vom Weſten
nach dem Oſten zu ſenden? Anſcheinend fehlt es an einer
Stelle, die dieſe Transpocrte nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten
anordnet. Es leuchtet jedenfalls nicht ein, weshalb die Kinder
nicht näher der Heimat (in den 'landonrtſchaſtlichen Bezirken
Oldenburgs, Frieslands uſw.) untergebracht werden konnten.
Jn vielen Fällen wird es auch genögen, nahe der Heimatſtadt
eine Freiluftſchule mit Spielplätzen herzurfchten und die zweck
mäßige Verpflegung der Kinder in dieſer ſicherzuſtellen. Jm
vaterländiſchen Jntereſſe ſollen r nach Möglich

ſendet man Kinderſonder

Börſen und Handelsteil
Zurück zum freien Verkehr!

Der Sozialismus im Staate, der durch den Krieg in z
e

Wirklichkeit umgeſetzt iſt, droht auch nach dem Krieg ſeine unaeeite Tätigkeit weiter auszuüüben. Wenn dies, trotz der Er

kenntnis weiterer Kreiſe, daß der Staatsſogialismus unbedingt
zum volkswirtſchaftlichen Ruin führt, 45 ieht, ſo iſt dieſe Tat
ſache auf den Einfluß derjenigen zurückzuführen, die ſich um
Walter Rathenau und ſieben monopoliſtiſchen
Tendenzen ſammeln. Der Wiederaufbau unſeres Virt
ſchaftslebens muß uns befreien von der von den Behörden he,
triebenen Mesaniſierung und Zentraliſierung. Nur durch die
Beſeitigung dieſer Grundfehler iſt es möglich, die ſchaffende
Kraft, die wirtſchaftlich e ma Perſönlichkeit, die
Deutſchlands Volkswirtſchaft gro gemacht hat, auf e
aufbauende Bahn zu ſtellen. Handel, Induſtrie
und Schiffahrt ſteigen und fallen letzten Endes mit der
leitenden Perſönlichkeit. Mit Recht bemerkte vor einiger Zeit
das ſüdſchwediſche Tageblatt „Snällpoſten über unſere Wirt
ſchaftsverhältniſſe: „Der Staatsſozialismus hat einen ſo gewol,
tigen Umfang genommen, daß er in normalen Zeiten läh,
mend wirken würdeWenn der Staatsſozialismus mit dem Krieg begründe
wird, ſo hat dies bis zu einem gewiſſen Punkte ſeine Berechtj-
gung. Aber die Kehrſeite aller Sozialpolitik, beſonders aber
dieſer Art Kriegsſozialismus iſt die Geldfrage
Das wird leider in dieſer Zeit, wo das Geld ſo an Wert verloren
hat, zu oft überſehen. Der Ausgangspunkt des Staatsſozialis.
mus im Kriege iſt, wie bei jeder Sozialpolitik das ſozial Er
wünſchte. Das zweckmäßige und wirtſchaftlich Wichtige wird da
bei leider allzuoft überſehen. Die Folge ſind Verordnungen,
Maßnahmen, die jeder praktiſchen Volkswirtſchaft ins Geſſet
ſchlagen. Man nimmt der Produktion das wirtſchaftliche Rüg,
grat, ohne zu bedenken, wie die durch den Krieg bedeutend er.
höhten Laſten getragen werden können. Das Geſamtintereſſe
unſeres Volkes verlangt gebieteriſch ein Halt auf dieſer ſchiefen
Ebene.

Notwendig iſt die Herſtellung vollſtändiger Han
delsfreiheit auf privatwirtſchaftlicher Grundlage, um in
den Rohſtoffaustauſch mit den anderen Völkern bei
Friedensſchluß treten zu können; denn der Staat wird von der
Produktionsarbeit erhalten und bedient ſich im internationalen
Handelsverkehr, wo er als im ſtaatsſozialiſtiſchen Sinne tätiger
Produzent und Händler auftritt meiſtens eines Vermittlers,
und dieſer naht in Geſtalt von Truſts. Rathenaus Theorien
laufen auf die Schaffung derartiger Monopole hinaus und man
kann ruhig ſagen, daß er mit ſeinen Jdeen hemmend dem Auf-
ſtieg der deutſchen Volkswirtſchaft in den Weg tritt.

Es iſt hohe Zeit, die Hemmungen beiſeite zu räumen, und
erfreulicher Weiſe ſcheinen auch in amtlichen Stellen die Beſtre-
bungen, dem Handel wieder freiere Hand zu geben, ſich durchzu-
ſetzen. Kürzlich hat nämlich die Erſatzſohlengeſell,
ſchaft als erſte e r eingeſehen, daß es notwen
dig iſt, den Handel im Leder zu zulaſſen. Die Verhältniſſe
auf dem Ledermarkt haben ſich ſo kraß entwickelt, daß man ſich
wundern muß, wie dieſe Verhältniſſe auch nur einige Zeit
andauern können. Die Not in Leder für den Zivikbe-
darf iſt groß, die Verteilung geſchieht unſachgemäß, es geht viel
Nationalvermögen verloren. Und die Hauptſache iſt: der
Mann aus dem Volke, der Mittelſtand, der Be
amte muß heute für ein Paar Stiefel 100 Mark und dorüker
bezahlen, und der Schuhmacher beſohlt ein Paar S.iefel nicht
unter 12 bis 18 Mark. Das iſt der Segen, der dar aus erblüht,
daß der Handel ausgeſchaltet wurde. Jetzt iſt der Handel einge
treten und die Erſatzſohlengeſellſchaft übergibt jetzt Sperrholz-
ſohlen und die dazu gehörigen Bodenleder 1ßfälle dem Ledergroß
handel zum Verkauf an den Kleinhandel und die Schuhmacher-
vereinigungen. Welche Kriegsorganiſation wird die-
ſem Beiſpiel folgen, den Weg zum freien Verkehr wie

der anbahnen? Qu.
Börſenſtimmungsbild

Berlin, 16. Sept. Das Friedensangebot Oeſterreich-Ungaris
bildet für die Börſe naturgemäßz den Hauptgegenſtand der Unter
haltung, ohne indeſſen einen irgendwie beſtimmenden Einfluß
auf die Tendenz zu gewinnen. Der Verkehr litt unter dem ge
ringen Beſuch der Börſe infolge des hohen israelitiſchen Feier-
tages. Die Umſätze hielten ſich deshalb in recht engen Grenzen
und die Kursbewegung vollzog ſich vnregelmäßig und nicht ein
heitlich. Große Feſtigkeit war am SchiffahrtsAktienmarkt zu er
kennen, auf dem wieder Hanſaaktien den erheblichſten Kursgewinn
machten. Auf anderen Gebieten hielten ſich Erhöhungen und
Ermäßigungen ſo ziemlich die Wage. Eine erhebliche Einbuße
erfuhren Bismarckhütte, Hirſch-Kupfer und Orenſtein u. Koppel.
Dagegen waren von Farbwerten Aktien-Geſellſchafe für Anilin-
Fabrikation um einige Prozent gebeſſert. Am Arilagemarkt ging
es bei kaufverändertem Kursſtand ſehr ruhig zu.

Produktenbericht
Berlin, 16. Sept. Jm Produktenverkehr waren zur Saat

Winterwicken und Roggen mehrfach angeboten, auch Serradella
leicht zu kaufen, doch hinderte die Höhe des angeboten en Preiſes
vielfach das Zuſtandekommen von Abſchlüſſen. Für Klee und
Grasſamen überwog die Nachfrage das Angebot bedeutend. Auch
Rüben- und Gemüſeſamen waren andauernd begehrt. Wetter:
ſchön.

Derra Aktien Geſellſchaft für Samenzucht in Aſchersleben.
Jn der Generalverſammlung, in der 18 Aktionäre mit 787 Stim
men teilnahmen, wurde der Geſchäftsbericht und der Abſchluß
genehmigt und die Dividende in Abänderung des Verwaltung-
vorſchlages auf Antrrag eines Aktionärs gegen die Stimmung
zweier Aktionäre ſtatt auf 15 Proz. auf 175 Proz. feſtgeſetzt.
Der dazu erforderliche Betrag ſoll aus dem Vortrage gededt
werden. Zwei ausſcheidende Aufſichtsratsmitglieder wurden
wiedergewählt. Bei befriedigendem Ausfall der Samenernie
werden die Ausſichten günſtig beurteilt.

Papierfabrik Sebnttz Aktiengeſellſchaft in Sebnitz. Die
Geſellſchaft beruft zum 11. Oktober eine außerordentliche Ge
neralverſammlung ein mit der Tagesordnung: Erhöhung des
Aktienkapitals um 300 000 Mark, die zum Nennwerte ausgegeben
werden ſollen mit der Verpflichtung der übernehmenden Bar,
die jungen Aktien zum Nennwerte den bisherigen Aktionären
dergeſtalt zum Bezuge anzubieten, daß auf je 20 alte Aktien
3 neue bezogen werden können. Die letzte Erhöhung des Aktien
kapitals um 1 auf 2 Millionen Mark fand im Jahre 1911 ſtatt.
An Dividenden verteilte die Geſellſchaft für die letzten drei Ge
ſchäftsjahre 1915—1917 8, 10 und 15 Prozent. zDer Privat Güterverkehr nach Rumänien iſt wieder eröff
net. Wie vor Ausbruch des Krieges mit Rumänien erfolgt der
Verkehr unter der Bezeichnung „Carmenzüge“, welche in den
Sammelſtellen Kandrzin, Pirna und Regensburg gebildet wer
den. Anträge zum Abtransport ſind an die Expreß G. m. b. H.
Berlin W. 8, Behrenſtraße 48, zu richten. Die Vermittlung von
Svpediteuren iſt zuläſſig.

Hauptſchriftleiter: Dr. Hans Simonzugleich verantwortlich für Politik; für Feuilleton und Ver
miſchtes i. V. Dr. Hans Simon; für Provinz, Sport, Börſen
und Handelsteil: Ferdinand Querfurt; für Halle und Umgebung
Kunſt und Wiſſenſchaft, ſowie den übrigen Teil: Adolf
für den Anzeigenteil: Walter Ebeling, ſämtlich in HalleSaalsVerlag und Druck der Halleſchen Zeitung Otto die dalen
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